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Versicherung der Deutschen Demokratischen Re­
publik noch nicht mitgeteilt worden ist, sich zu­
nächst an diese zu wenden. Das sollte schon in 
Vorbereitung der Beratung geschehen. Bearbeitet 
die Staatliche Versicherung bereits den Scha­
densfall, dann sollte seine Erledigung bei dieser 
abgewartet’werden. Aus dem Versicherungsver­
hältnis zur Staatlichen Versicherung ist der 
Schädiger verpflichtet, dieser die Anerkennung 
oder Ablehnung des Haftpflichtanspruchs zu 
überlassen und im Falle eines Rechtsstreites 
über den Anspruch dem von ihr benannten 
Prozeßvertreter Vollmacht zu erteilen. Das 
schließt die Beratung der Sache vor der SchK 
nicht aus, wenn die Staatliche Versicherung den 
Anspruch ganz oder teilweise ablehnt. In der 
Beratung können Mitarbeiter der Staatlichen 
Versicherung nicht wie vor Gericht als Vertreter 
des Schädigers auftreten. Ein anwesender Mit­
arbeiter der Staatlichen Versicherung ist aber 
wie jeder andere Teilnehmer an der Beratung 
berechtigt, seine Auffassung zur Sache darzu­
legen.

3.4. Zur Übernahme von Verpflichtungen durch 
Minderjährige

Minderjährige können in der Beratung der SchK 
ohne Einwilligung der Erziehungsberechtigten, 
soweit es sich nicht um die Wiedergutmachung 
eines Schadens durch eigene Arbeit handelt, ma­
im Rahmen der beschränkten Geschäftsfähigkeit 
Verpflichtungen übernehmen oder dazu unter 
den Voraussetzungen des §52 Abs. 3 SchKO ver­
pflichtet werden.

4. Zum Einspruch gegen die Entscheidung der 
Schiedskommission

4.1. Zur Einlegung des Einspruchs (§ 54 SchKO)

Der Einspruch soll eine Begründung enthalten, 
weshalb die Entscheidung für unrichtig gehalten 
wird.

Ist die Einspruchsfrist von zwei Wochen nicht 
gewahrt, hat das Gericht zu prüfen, ob in ent­
sprechender Anwendung der Prozeßordnungen 
Befreiung von den nachteiligen Folgen der Frist­
versäumnis gewährt werden kann.

Die Vertretung durch einen Rechtsanwalt bei Ein­
legung des Einspruchs und im Einspruchsverfah­
ren ist zulässig.

4.2. Zur mündlichen Verhandlung (§ 55 Abs. 1, § 56 
Abs. 1 SchKO)

Eine mündliche Verhandlung wird dann not­
wendig sein, wenn das Protokoll über die Bera­
tung vor der SchK nicht aussagekräftig ist oder 
das Gericht auf Grund widersprechender Anga­
ben den Sachverhalt nur durch Anhören der Be­
teiligten oder anderer Bürger klären kann. Die 
Beteiligten und Zeugen können nach den Be­
stimmungen der Prozeßordnungen vernommen 
werden.

Bei zivilrechtlichen Streitigkeiten ist über den Ein­
spruch (§ 54 Absätze 1 und 2 SchKO) mündlich zu

verhandeln, wenn sich aus der Erklärung des Ein­
spruchsgegners oder den von der SchK beigezo­
genen Unterlagen und Stellungnahmen Hinweise 
darauf ergeben, daß tatsächlich eine Einigung 
erfolgt sei.

4.3. Zur Entscheidung ohne mündliche Verhandlung

Auch wenn ohne mündliche Verhandlung über 
den Einspruch entschieden wird, ist der Beschluß 
unter Mitwirkung der Schöffen zu fassen.'

Vor einer dem Einspruch stattgebenden Entschei­
dung ist dem Einspruchsgegner Gelegenheit zu 
geben, sich zu äußern.

4.4. Zur Mitwirkung des Staatsanwalts

Dem Staatsanwalt ist Gelegenheit zu geben, sich 
•vor der Entscheidung über den Einspruch (§ 54 
Absätze 1 und 2 SchKO) zu äußern. Von der 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung ist 
er zu benachrichtigen.

4.5. Zum Umfang der Nachprüfungspflicht

Die Entscheidung der SchK ist allseitig zu über­
prüfen, also auch hinsichtlich nicht ausdrücklich 
mit dem Einspruch gerügter Mängel. Es- ist stets 
zu prüfen, ob die sachliche Zuständigkeit der 
SchK vorlag, ob die Entscheidung auf einem 
aufgeklärten Sachverhalt beruht und ob eine 
Rechtsverletzung vorliegt. Die Strafkammer 
überprüft ferner, ob der Beschuldigte die Hand­
lung schuldhaft begangen hat, die von der SchK 
festgelegten Maßnahmen (§§ 21, 26, 27, 36, 41, 45,- 
49 SchKO) der Gesetzlichkeit und einheitlichen 
Rechtsanwendung entsprechen, insbesondere den 
konkreten Umständen der Rechtsverletzung und 
der Persönlichkeit des Bürgers gerecht werden.

In zivilrechtlichen Streitigkeiten ist das Vorlie­
gen der in § 52 Absätze 2 und 3 SchKO geregel­
ten Voraussetzungen zu prüfen.

Die Nachprüfung umfaßt in jedem Falle die Ein 
haltung der verfahrensrechtlichen Bestimmun­
gen. Dazu gehört die ordnungsgemäße Besetzung 
der SchK, das Vorliegen einer Einladung des 
Bürgers zur Beratung, die Übermittlung des Be­
schlusses an den Bürger, -ferner das Vorliegen 
einer Übergabeentscheidung oder des Antrages 
eines Berechtigten.

Die Nichteinhaltung der Verfahrensregeln gemäß 
§§ 14, 15, 18, 19 SchKO kann zur Aufhebung des 
Beschlusses führen, wenn sie die Beratung we­
sentlich beeinträchtigt hat.

4.6. Zur Entscheidung über den Einspruch

4.6.1. In der Beschlußformel hat die Strafkammer aus­
zusprechen, ob der Einspruch zurückgewiesen 
wird oder ob die Entscheidung der SchK im 
Wege der Selbstentscheidung abgeändert oder ob 
sie aufgelwben und die Sache zur erneuten Be­
ratung und Entscheidung an die SchK zurück- 
gegeben wird. Die Zivilkammer hat demgegen­
über nur die Möglichkeit auszusprechen, daß der 
Einspruch zurückgewiesen wird oder daß die


